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A. Problem 

Nach der Revisionsklausel der Haushaltsordnung für den Ge- 
samthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaft überprüfen 
Europäisches Parlament und Rat alle drei Jahre die Haushalts- 
ordnung an Hand eines Vorschlags der Kommission. 

Der von der Kommission am 2. September 1992 vorgelegte Re- 
visionsvorschlag enthält zum einen Änderungen der Haus- 
haltsordnung, die sich zwangsläufig aus dem Vertrag über die 
Europäische Union und dem Abkommen über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum ergeben, zum anderen handelt es sich 
im wesentlichen um Änderungen, die die Kommission für op- 
portun hält. In die Haushaltsordnung sollen Bestimmungen 
über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips aufgenommen 
werden. Ferner sollen Anleihe- und Darlehensoperationen neu 
dargestellt werden. Darüber hinaus greift die Kommission 
ihren Vorschlag wieder auf, die ECU bei der Ausführung des 
Haushalts zu verwenden. 


B. Lösung 

Gegen die von der Kommission vorgeschlagenen technischen 
Anpassungen zur Umsetzung der Bestimmungen des Vertrags 
über die Europäische Union und des Abkommens über den Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum bestehen keine Bedenken. 

Abweichend vom Kommissionsvorschlag schlägt der Ausschuß 
insbesondere vor: 
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— Bei den Bestimmungen über die Anwendung des Subsidia- 
ritätsprinzips auch auf das Prinzip der Einzelermächtigung 
und das Prinzip der Erforderlichkeit Bezug zu nehmen. 

— Unterstützung der von der Kommission vorgeschlagenen 
Änderungen zur Darstellung der Anleihe- und Darlehens- 
operationen. Die Notwendigkeit des Artikels 136 des Ände- 
rungsvorschlags wird jedoch nicht gesehen, Rat und EP 
können, falls erforderlich, von sich aus zu den Anleihe- und 
Darlehensoperationen im Haushaltsverfahren Stellung neh- 
men. 

Der Kommissionsvorschlag zur Verwendung der ECU bei der 
Ausführung des Haushalts wird zum jetzigen Zeitpunkt abge- 
lehnt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit des Vertre- 
ters der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bundesregierung wird gebeten, in den weiteren Verhand- 
lungen über die Änderungen der Haushaltsordnung für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaft nachfol- 
gende Ziele zu verfolgen: 

— Ablehnung der Einführung der ECU bei der Ausführung 
des EG -Haushalts zum jetzigen Zeitpunkt. 

— Aufforderung an die Kommission, bei den Bestimmungen 
über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips auch auf 
das Prinzip der Einzelermächtigung und das Prinzip der Er- 
forderlichkeit Bezug zu nehmen. 

— Unterstützung der von der Kommission vorgeschlagenen 
Änderungen zur Darstellung der Anleihe- und Darlehens- 
operationen. Die Notwendigkeit des Artikels 136 des Ände- 
rungsvorschlags wird jedoch nicht gesehen. Rat und EP 
können, falls erforderlich, von sich aus zu den Anleihe- und 
Darlehensoperationen im Haushaltsverfahren Stellung neh- 
men. 

— Unterstützung der von der Kommission vorgeschlagenen 
technischen Anpassungen zur Umsetzung der Bestimmun- 
gen des Vertrags über die Europäische Union und des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 


Bonn, den 10. Februar 1993 

Der Haushaltsausschuß 


Rudi Walther (Zierenberg) 

Vorsitzender 


Karl Diller 

Berichterstatter 


Hans-Werner Müller (Wadern) 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

KOM(92) 358 endg. 

Brüssel, den 2. September 1992 


Vorschlag für eine Verordnung (EGKS, EG, EURATOM) des Rates zur Änderung der 
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A. Einleitung 


Das Haushaltsjahr 1993 stellt in der allmählichen 
Entwicklung hin zur europäischen Integration einen 
Wendepunkt dar: Vorrangig ist 1993 natürlich das 
Jahr, in dem der große europäische Binnenmarkt zur 
konkret faßbaren Realität wird; daneben wird dieses 
Jahr jedoch noch von drei weiteren Ereignissen ge- 
prägt sein: 

— Die in Maastricht beschlossenen Vertragsände- 
rungen werden — vorbehaltlich ihrer fristge- 
rechten Ratifizierung — zum 1. Januar 1993 in 
Kraft treten; 

— zum gleichen Zeitpunkt soll auch das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum wirksam 
werden, ebenfalls vorausgesetzt, daß die entspre- 
chenden Ratifizierungsverfahren rechtzeitig ab- 
geschlossen werden; 


— der neue Finanzrahmen der Gemeinschaft mit 
seinen einzelnen Komponenten — Finanzielle 
Vorausschau, Haushaltsdisziplin, Interinstitutio- 
nelle Vereinbarung — wird in der von Parlament 
und Rat auf der Grundlage des Delors-Pakets II 
beschlossenen Form zur Anwendung gelangen. 

Da jedes dieser drei Elemente voraussichtlich Aus- 
wirkungen im Haushalts- und Finanzbereich zeiti- 
gen wird, muß nunmehr festgestellt werden, mittels 
welcher Änderungen der Haushaltsordnung dem am 
geeignetsten Rechnung getragen werden kann. 

Im Rahmen der nachfolgenden Begründung werden 
die verschiedenen, von der Kommission für notwen- 
dig erachteten Änderungsvorschläge in einer analy- 
tischen Übersicht dargestellt. 


B. Analytische Darstellung der vorgeschlagenen Änderungen 


TEiL 1 

Für den Gesamthaushaltsplan geltende 
Vorschriften 

I. Neuerungen, die sich aus der Änderung der 
Verträge (Maastricht) ergeben 

Angesichts der Tatsache, daß diese Vertragsände- 
rungen sich sowohl auf „finanzielle" als auch auf „in- 
stitutionelle" Aspekte beziehen, gilt es hier, notwen- 
dige und wünschenswerte Ergänzungen bestehen- 
der Vorschriften zu ermitteln, gleichzeitig aber auch 
die Konsequenzen aus den Neuerungen auf institu- 
tioneller Ebene zu ziehen. 

Die vorgeschlagenen Änderungen lassen sich wie 
folgt begründen: 


1 . Ergänzung des Finanzbogens im Zusammenhang 
mit der Anwendung des Sübsidiaritätsprinzips 

1.1 

Laut Haushaltsordnung (Artikel 3) müssen alle Vor- 
schläge und Mitteilungen, die dem Rat von der Kom- 
mission vorgelegt werden und die finanzielle Aus- 
wirkungen haben, mit einem Finanzbogen versehen 
sein. 

Dieser Finanzbogen soll es der Legislativbehörde er- 
möglichen, in Kenntnis der voraussichtlichen Aus- 
wirkungen der geplanten Maßnahme auf den Haus- 
halt ihre Beschlüsse zu fassen bzw. Orientierungen 


festzulegen. Zu diesem Zweck liefert der derzeit be- 
nutzte Finanzbogen dreierlei Informationen: 

— Beschreibung der Aktion und Angabe der betref- 
fenden Haushaltslinie; 

— quantitative Bewertung der Auswirkung der vor- 
geschlagenen Aktion auf den Haushalt. 

Diese Bewertung hat jedoch keinen Einfluß auf 
den Mittelbetrag, der im Rahmen des jährlichen 
Haushaltsverfahrens nach Maßgabe der erzielten 
Ergebnisse, der Finanzlage sowie der von der 
Haushaltsbehörde gesetzten Prioritäten für die 
betreffende Aktion zugewiesen wird; 

— Begründung der vorgeschlagenen Aktion nach 
den Kriterien der Kostenwirksamkeit: angemes- 
senes Verhältnis zwischen angestrebten Zielen 
und zu ihrer Erreichung eingesetzten Mitteln, 
Modalitäten für die laufende Überwachung der 
Aktion und die Bewertung der Ergebnisse. Dieses 
Kostenwirksamkeitselement wurde in den Fi- 
nanzbogen einbezogen, nachdem der nunmehr 
auch im Vertrag selbst (Artikel 205) enthaltene 
Grundsatz der „Wirtschaftlichkeit der Haushalts- 
führung" in Artikel 2 der Haushaltsordnung auf- 
genommen worden war. 


1.2 

Gemäß Artikel 3b des Vertrags über die Europäi- 
sche Union, in dem das Subsidiaritätsprinzip in Be- 
reichen, die nicht in die ausschließliche Zuständig- 
keit der Gemeinschaft fallen, festgeschrieben wird. 
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ist der Nachweis zu erbringen, daß die mit der be- 
treffenden Intervention verfolgten Ziele angesichts 
ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen effizienter auf 
Gemeinschaftsebene als auf Ebene der Mitgliedstaa- 
ten erreicht werden können. 

Der Legislativbehörde müssen die erforderlichen 
Elemente, vor allem finanzieller Art, für die Beurtei- 
lung dieses Tatbestands an die Hand gegeben wer- 
den. Die Kommission schlägt daher vor, Artikel 3 der 
Haushaltsordnung betreffend den Finanzbogen in 
diesem Sinne zu ergänzen. 

Spezifisch sollten sich anhand der Angaben im Fi- 
nanzbogen die folgenden Fragen beantworten las- 
sen: 

— Aus welchen Gründen muß die nach Maßgabe 

des Subsidiaritätsprinzips gerechtfertigte Inter- 
vention der Gemeinschaft unbedingt finanzieller 
Art sein? Weshalb wäre eine Intervention in 
Form einer Verordnung oder einer Koordinie- 
rungsmaßnahme als imgeeignet oder unzuläng- 
lich anzusehen? > 

— Wie stellt sich die Tragweite des Gemeinschafts- 
beitrags im Verhältnis zu nationalen Finanzie- 
rungen dar? Wie gestaltet sich die Verknüpfung 
zwischen gemeinschaftlichen und nationalen 
Ausgaben (Endbegünstigte der Gemeinschafts- 
aufwendungen, Finanzierungswege und -relais, 
Überschneidung mit anderen Finanzierungs- 
quellen)? 

De facto hat in den Bereichen, die nicht der aus- 
schließlichen Zuständigkeit der Gemeinschaft un- 
terliegen, deren Intervention nach Maßgabe des 
Subsidiaritätsprinzips im wesentlichen Anreiz- und 
Orientierungsfunktion, und zwar hauptsächlich im 
Wege von Kofinanzierungen. Unter diesen Umstän- 
den tritt die Gemeinschaftsausgabe zumindest teil- 
weise an die Stelle einer entsprechenden nationalen 
Ausgabe. 

Bereits zum Zeitpunkt der Annahme des Grund- 
rechtsakts müssen somit ausreichende Informatio- 
nen über die geplante Finanzierungskonstruktion 
sowie über die Kompetenzaufteilung zwischen der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten vorliegen, 
damit die Zweckdienlichkeit und Stichhaltigkeit der 
Aktion beurteilt werden kann. Ebenso ist auch im 
Laufe der Durchführung der Aktion ein angemesse- 
ner Kenntnisstand erforderlich: für die Mitgliedstaa- 
ten, um der Gemeinschaftsintervention bei ihren ei- 
genen Haushaltsbeschlüssen Rechnung tragen zu 
können, und für die Kommission, um dieser die Be- 
wertung der mit Hilfe des Gemeinschaftsbeitrags er- 
zielten Ergebnisse zu ermöglichen. 


2. Verwendung der ECU bei der Ausführung des 
Haushaltsplans 

(Artikeln) 

Die Wiederaufnahme dieses Vorschlags läßt sich 
durch die folgenden Erwägungen rechtfertigen: 


a) Rückblick und Zukunftsperspektiven 

Hier ist daran zu erinnern, daß die Kommission be- 
reits mehrfach angeregt hatte, den Grundsatz der 
Ausführung des Haushaltsplans in ECU in der Haus- 
haltsordnung festzuschreiben. Anläßlich der letzten 
Revision zum 13. März 1990 konnte sich der Gesetz- 
geber noch nicht zu einer konkreten Übernahme 
dieses Grundsatzes entschließen, obgleich der Vor- 
schlag der Kommission sowohl vom Parlament als 
auch vom Rechnungshof ausdrücklich befürwortet 
worden war. 

Allerdings wurden bei dieser Gelegenheit folgende 
Erklärungen in das Ratsprotokoll aufgenommen: 


Zu Artikel 1 1 (Verwendung der ECU) 

Erklärung des Rates 

„Der Rat betont, daß er den Vorschlag der Kommis- 
sion zur Einführung des Grundsatzes geprüft hat, 
wonach der ECU als Instrument zur Abwicklung der 
Forderungen und Verbindlichkeiten im Rahmen des 
Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften 
verwendet werden soll. 

Er vertritt die Auffassung, daß angesichts der Bedeu- 
tung dieser Angelegenheit die Frage einer allgemei- 
nen Verwendung der ECU im Lichte der Beratungen 
des Währungsausschusses und der Regierungskonfe- 
renz über die Währungsunion erneut geprüft wer- 
den muß, und zwar insbesondere hinsichtlich der 
konkreten Auswirkungen dieser Maßnahme auf die 
Mitgliedstaaten und die übrigen Begünstigten." 


Erklärung des Parlaments und der Kommission 

„Das Europäische Parlament und die Kommission er- 
innern daran, daß sich die Gemeinschaft verpflichtet 
hat, die ECU verstärkt zu verwenden, und daß sie 
insbesondere in der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 
darauf hingewiesen hat, daß die Zahlungen im Rah- 
men der Strukturfonds in ECU getätigt würden. Sie 
vertreten daher die Auffassung, daß die für die Um- 
setzung dieser Grundsatzbeschlüsse erforderlichen 
technischen Konsultationen umgehend einzuleiten 
sind." 


b) In Maastricht gefaßte Beschlüsse: politische 
Sachzwänge 

Seit der Revision der Haushaltsordnung im Jahre 
1990 kam es zu einer Reihe wichtiger politischer Er- 
eignisse; Es kann davon ausgegangen werden, daß 
mit den Beschlüssen von Maastricht, insbesondere 
über die Währungsunion, der vom Rat in seiner obi- 
gen Erklärung gestellten Forderung entsprochen 
wurde. 

De facto wird darin u. a. folgendes verfügt: 

— Gemäß dem neuen Artikel 3a Abs. 2 — 
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umfaßt diese Tätigkeit nach Maßgabe dieses 

Vertrags und der darin vorgesehenen Zeitfolge 
und Verfahren die unwiderrufliche Festlegung 
der Wechselkurse im Hinblick auf die Einfüh- 
rung einer einheitlichen Währung, der ECU . . 

— Der neue Artikel 109 f bestimmt, daß mit Beginn 
der „zweiten Stufe" der Verwirklichung der Wäh- 
rungsunion, d.h. ab dem 1. Januar 1994, das Euro- 
päische Währungsinstitut (EWl) 

— „die Verwendung der ECU erleichtert und 
seine Entwicklung überwacht ..." (sechster 
Gedankenstrich von Absatz 2), 

— „die technischen Vorarbeiten für die ECU- 
Banknoten überwacht" (fünfter Gedanken- 
strich von Absatz 3). 

— In Absatz 2 des neuen Artikels 109 g heißt es: 

— „Mit Beginn der dritten Stufe^) wird der Wert 
der ECU (. . .) unwiderruflich festgesetzt" 

— Absatz 4 von Artikel 1091 schließlich besagt, daß 

— am ersten Tag der dritten Stufe der Rat 

(. . .) die unwiderruflich festen Kurse, zu denen 
diese (nationalen) Währungen durch die ECU 
ersetzt werden, annimmt, wodurch der ECU 
zu einer eigenständigen Währung wird." 


c) Haushaltserfordernisse 

Unter haushaltstechnischen Gesichtspunkten be- 
trachtet, bietet die Tatsache, daß Verbindlichkeiten 
(Ausgaben) und Forderungen (Einnahmen) mög- 
lichst umfassend in ECU ausgedrückt werden, die 
Gewähr für eine größere Stabilität des Haushalts, 
denn dadurch lassen sich Abweichungen infolge von 
Wechselkursschwankungen, die sich durch die zeit- 
liche Staffelimg der Operationen (von der Mittelbin- 
dung über mehrere Zahlungsvorgänge bis zur end- 
gültigen Abrechnung) noch verschärfen können, 
weitgehend vermeiden. 

Sowohl der Haushaltsbehörde als auch dem Exeku- 
tivorgan muß notwendigerweise daran gelegen sein, 
möglichst weitreichende Konvergenz zwischen der 
Aufstellung und der Ausführung des Haushaltsplans 
zu gewährleisten. 


Aus den vorgenannten politischen wie auch techni- 
schen Erwägungen kommt dem Gesamthaushalts- 
plan daher eine tragende Rolle bei der Verwendung 
der ECU als Instrument zur „Denominierung" der 
Verbindlichkeiten und Forderungen und zur Ab- 
wicklung der Zahlungen zu. 

Artikel 11 ist folglich entsprechend anzupassen: Die 
Verankerung dieses Grundsatzes in der Haushalts- 
ordnung steht nicht im Widerspruch zu einer vor- 
übergehenden Beibehaltung — vgl. Absatz 4 dieses 
Artikels — der „Denominierung" in Nationalwäh- 


^) Wenn hierfür bis Ende des Jahres 1997 kein verbindli- 
ches Datum festgesetzt wurde, beginnt die dritte Stufe 
am 1. Januar 1999 (siehe Artikel 109j Abs. 4). 


rung nach Maßgabe spezifischer sektoraler Rechts- 
vorschriften (bis zum Abschluß einschlägiger Ent- 
wicklungen). 


3. Neuer Status des Rechnungshofes und 
Ausdehnung seiner Zuständigkeiten 

Der Rechnungshof erhält den Rechtsstatus eines 
vollwertigen Gemeinschaftsorgans. Diese Neuerung 
wird mit Artikel 4*) des EG-Vertrags sowie im Wege 
der Übernahme der Bestimmungen der nunmehr 
aufgehobenen Artikel 206*) und 206 a*) in die den „in- 
stitutionellen Bestimmungen" zuzuordnenden Arti- 
kel 188a*), 188b*) und 188 c*) EGV eingeführt. 

Nach Maßgabe des neuen Artikels 188 c*) Unterab- 
satz 2 hat der Rechnungshof ferner die Aufgabe, dem 
Parlament und dem Rat „eine Erklärung über die Zu- 
verlässigkeit der Rechnungsführung sowie die 
Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zu- 
grundeliegenden Vorgänge" zu unterbreiten. 

Die diesbezüglichen Vorschriften der Haushaltsord- 
nung (Artikel 22 Abs. 5 und Artikel 87 a) sind daher 
entsprechend anzupassen und zu ergänzen. 


4. Neuer Status des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses und Einsetzung eines 
Ausschusses der Regionen 

a) Wirtschafts- und Sozialausschuß 

Die einschlägigen Bestimmungen der Verträge 
— insbesondere Artikel 194 und 196 EGV — wurden 
mit Blick auf die Aufwertung der Rolle des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses überarbeitet und an- 
gepaßt. Von besonderer Bedeutung ist dabei, daß 
der WSA sich nunmehr selbst eine Geschäftsord- 
nung gibt (bislang wurde diese vom Rat festgelegt) 
und daß sein haushaltsmäßiger Status künftig dem 
bisherigen Status des Rechnungshofes entspricht^). 

In der Praxis bedeutet dies, daß die Haushaltsmittel 
für den WSA nicht mehr wie bisher in einem Anhang 
zum Einzelplan II (Rat) des Gesamthaushaltsplans 
ausgewiesen, sondern in einem eigenen Einzelplan 
(neuer Einzelplan VI) veranschlagt werden. Diese 
Änderung kommt in der Neufassung der betreffen- 
den Vorschriften in den Artikeln 12, 14, 15, 19, 22 
und 26 der Haushaltsordnung zum Ausdruck. 


b) Einsetzung eines Ausschusses der Region 

In Artikel 4 Abs. 2 sowie in den neuen Artikeln 198 a 
und 198 b ist die Schaffung eines Ausschusses der Re- 
gionen vorgesehen. In dem „Protokoll betreffend den 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und den Ausschuß 


•) sowie durch entsprechende Anpassungen bei den übri- 
gen Verträgen (EGKS und EURATOM). 

2) In der diesbezüglichen „Erklärung" im Anhang zur Ver- 
tragsänderung heißt es dazu: „Die Konferenz kommt 
überein, daß der Wirtschafts- und Sozialausschuß hin- 
sichtlich des Haushalts und der Personalverwaltung die- 
selbe Unabhängigkeit genießt wie der Rechnungshof 
bisher." 
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der Regionen" heißt es dazu: „Der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß und der Ausschuß der Regionen ver- 
fügen über einen gemeinsamen organisatorischen 
Upterbau." 

Unter diesen Umständen hält es die Kommission für 
erforderlich, innerhalb des Gesamthaushaltsplans 
für eine entsprechende Struktur zu sorgen, bei der 
die Mittel für diese beiden Ausschüsse eingesetzt 
werden können. In Anbetracht der vorgenannten Be- 
stimmungen sollte dabei ihrer Ansicht nach wie 
folgt verfahren werden: 

— Es ist ein neuer Einzelplan VI — vgl. Buch- 
stabe a — zu schaffen, bei dem die Haushaltsmit- 
tel für den WSA und den Ausschuß der Regionen 
eingesetzt werden; 

— für diesen Einzelplan VI wäre folgende Gliede- 
rung denkbar: ein „Teil A' für die Mittel des 
WSA, ein „Teil B" für die Mittel des Ausschusses 
der Regionen und ein „Teil C" mit den Mitteln für 
diese gemeinsame Organisationsstruktur. Die 
Vorschriften für die Veranschlagung und Bewirt- 
schaftung dieser „gemeinsamen" Mittel sind im 
Rahmen der Geschäftsordnung festzulegen, die 
für diese beiden Ausschüsse zu einem späteren 
Zeitpunkt erstellt werden soll. 

In den vorstehend im Zusammenhang mit dem WSA 
genannten Artikeln, insbesondere Artikel 19 der 
Haushaltsordnung, wird dem diesbezüglichen Vor- 
schlag der Kommission Rechnung getragen. 


Es ist darauf hinzuweisen, daß neben der vorstehend 
beschriebenen, von der Kommission vorgeschlage- 
nen Haushaltsstruktur durchaus noch andere Dar- 
stellungsformen denkbar sind; da der Ausschuß der 
Regionen in der Praxis noch nicht existiert, konnte 
jedoch auch noch keine Konzertierung der betroffe- 
nen Instanzen (Rat, WSA und Ausschuß der Regio- 
nen) in dieser Frage stattfinden. 


5. Anpassung der Bestimmungen über die Entlastung 

Die in Maastricht vereinbarte Neufassung von Arti- 
kel 206 EGV3) verfolgt das Ziel, die politische Kon- 
trolle der Ausführung des Haushaltsplans, die vom 
Parlament und Rat auf der Grundlage der Berichte 
des Rechnungshofes ausgeübt wird, straffer zu ge- 
stalten. 

Dies geschieht im wesentlichen 

— durch die Mitberücksichtigung der „Sonderbe- 
richte" des Rechnungshofes; 

— durch die dem Parlament eingeräumte Möglich- 
keit, von der Kommission Auskünfte über die 
Ausführung der Ausgaben oder die Arbeitsweise 
der Finanzkontrollsy Sterne einzuholen; 

— durch die an die Kommission gerichtete Auffor- 
derung, alle zweckdienlichen Maßnahmen zu 
treffen, um den den Entlastungsbeschlüssen bei- 


3) und der entsprechenden Artikel der übrigen Verträge 


gefügten Bemerkungen und Empfehlungen 
nachzukommen. 

Nach Auffassung der Kommission müssen nunmehr 
auch die Bestimmungen von Artikel 89 der Haus- 
haltsordnung entsprechend neu formuliert werden. 


6. Angleichung der Vorschriftstexte 

Den im Vertrag von Maastricht vorgenommenen for- 
malen Änderungen (die „Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft" wird zur „Europäischen Gemeinschaft"; 
neue Numerierung einzelner Artikel: Artikel 206 a 
EWGV wird beispielsweise zu Artikel 188 c EGV 
usw.) wird im Wege einer entsprechenden Anglei- 
chung Rechnung getragen. 


II. Ergänzende Bestimmungen, die zur 
Umsetzung des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum in die 
Haushaitsordnung einzufügen sind 

Das am 2. Mai 1992 Unterzeichnete Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) soll am 
1. Januar 1993 in Kraft treten; Voraussetzung dafür 
ist allerdings, daß die Zustimmung des Europäischen 
Parlaments rechtzeitig eingeholt und das Ratifizie- 
rungsverfahren durch die nationalen Parlamente der 
zwölf Mitgliedstaaten und der sieben EFTA-Länder 
fristgerecht zum Abschluß gebracht werden kann. 

Wie aus den Bestimmungen der Artikel 78 bis 88 des 
Abkommens hervorgeht, beteiligen sich die EFTA- 
Länder entsprechend den im Protokoll 32 festgeleg- 
ten Modalitäten finanziell an den Gemeinschaftstä- 
tigkeiten in einer Reihe von Bereichen, die im Proto- 
koll 31 im einzelnen aufgeführt sind^). 

Für diese ergänzend zu den Gemeinschaftsmitteln 
hinzukommenden Finanzbeteiligungen müssen in 
die Haushaltsordnung entsprechende Bestimmun- 
gen aufgenommen werden, um die ordnungsgemäße 
Ausweisung dieser zusätzlichen Mittel im Haus- 
haltsplan sowie ihre angemessene Ausführung zu 
gewährleisten. Es wird daher vorgeschlagen, 
im Rahmen eines neuen Titels XI — Beteiligung 
Dritter — Bestimmungen zur Regelung folgender 
Aspekte festzulegen: 


1. Darstellung Im Haushaltsplan (Artikel127) 

Zur Erfassung dieser Beteiligungen im Gesamthaus- 
haltsplan schlägt die Kommission vor, nach der 
Technik der „Budgetisierung im Laufe der Ausfüh- 
rung" zu verfahren; in der Praxis sieht dies wie folgt 
aus: 

— Im Einnahmenteil wird eine Haushaltslinie ge- 
schaffen, bei der der Globalbetrag dieser Beteili- 
gungen eingesetzt wird. Aus den Erläuterungen 
zu dieser Linie wird „z. I." ersichtlich, welcher 


Dazu kommt noch die Zusammenarbeit im statistischen 
Bereich gemäß Artikel 76 des Abkommens und Proto- 
koll 30. 
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Teilbetrag davon für das betreffende Haushalts- 
jahr vorgesehen ist; 

— in der Erläuterung zu jeder Linie des Gemein- 
schaftshaushalts, bei der ein EFTA-Beitrag exi- 
stiert, wird „z. L" der zusätzliche Mittelbetrag an- 
gegeben, so wie er sich anhand des ..Proportiona- 
litätsfaktors" gemäß Artikel 82 des Abkommens 
errechnen läßt; 

— der Einzelplan der Kommission erhält einen An- 
hang — der fester Bestandteil des Haushaltsplans 
ist — , in dem alle Linien mit Beteiligung der EF- 
TA-Länder aufgeführt werden. Dieser Anhang 
stellt das technische Instrument für die förmliche 
Veranschlagung der entsprechenden Mittel so- 
wie für deren Ausführung dar. 


2. Bereitstellung der Mittel (Artikel 128) 

Die Mittel aus diesen Beiträgen werden gemäß Arti- 
kel 1 Abs. 5 des Protokolls 32 nach folgenden Moda- 
litäten bereitgestellt: Sobald die Kommission — 
nach Abschluß des gemeinschaftlichen Haushalts- 
verfahrens vom „Gemischten Ausschuß" die Bestäti- 
gung der betreffenden Beträge erhalten hat, veran- 
schlagt sie in ihrer Rechnung diese Beträge in voller 
Höhe als Mittel für Verpflichtungen und Mittel für 
Zahlungen. 

Dieses Verfahren — das auf der in Artikel 82 des Ab- 
kommens verankerten Verpflichtung der EFTA- 
Länder, ihren Beitrag nach Maßgabe eines „Propor- 
tionalitätsfaktors" zu leisten, beruht — ist erforder- 
lich, 

— damit ab Beginn des Haushaltsjahres über die 
Gesamtheit der („Gemeinschafts-'' und „EFTA-") 
Mittel zur Durchführung der entsprechenden 
Maßnahmen verfügt werden kann; 

— damit die EFTA-Länder ihre Beiträge ebenso wie 
die Mitgliedstaaten in Form von Zwölfteln lei- 
sten können (die Bereitstellung der Mittel ist so- 
mit nicht mehr von der zeitlichen Abfolge des 
tatsächlichen Eingangs der Zahlungen abhän- 

gig)- 


3. Flexibilität bei den Ausführungsbedingungen 

(Artikel 129) 

Das System der finanziellen Beteiligung der EFTA- 
Länder an bestimmtem Gemeinschaftstätigkeiten ist 
von folgenden drei Faktoren geprägt: 


a) Automatische Proportionalität der 
EFTA-Beiträge 

Laut Artikel 82 des Abkommens sind die EFTA- 
Länder gehalten, auf der Grundlage eines sog. ..Pro- 
portionalitätsfaktors" zu den verschiedenen Ge- 
meinschaftsaktivitäten gemäß Protokoll 31 beizutra- 
gen. Dies hat zur Folge, daß die Höhe des EFTA- 
Zusatzbeitrags sich automatisch aus dem Umfang 


der entsprechenden ,.Gemeinschafts"-Mittel herlei- 
tet. 


b) Potentiell „variabler" Charakter der 
Gemeinschaftsmittel 

Die vorgenannte „Proportionalität" richtet sich nach 
der Höhe der ursprünglichen Mittelansätze im Ge- 
meinschaftshaushalt; bei diesen Mitteln kann es je- 
doch im Laufe des Haushaltsjahres infolge von Mit- 
telübertragungen oder Nachtragshaushaltsplänen 
zu Schwankungen — nach oben wie nach unten — 
kommen. Dies bedeutet, daß der EFTA-Beitrag (pro- 
portioneil und automatisch) entsprechend angepaßt 
werden muß. 


c) Mangelnde Flexibilität bei der Anpassung der 
Beiträge seitens der EFTA-Länder (innerhalb 
eines gegebenen Haushaltsjahres) 

Bei den Vorverhandlungen zum EWR- Abkommen 
hat sich gezeigt, daß die EFTA-Länder aufgrund ih- 
rer eigenen Verfassungsvorschriften generell nicht 
in der Lage sind, ihren Beitrag jedes Mal umgehend 
nach oben anzupassen, sobald die Gemeinschafts- 
mittel für eine der Aktionen, an denen sie beteiligt 
sind, erhöht werden (es sei denn, bei einer anderen 
Linie wäre eine entsprechende Kürzung zu verzeich- 
nen). De facto ist die Annahme nicht realistisch, daß 
in sieben Ländern synchron ergänzende Haushalts- 
verfahren durchgeführt und fristgerecht für die 
Überweisung des notwendigen Zusatzbeitrags an 
die Gemeinschaft zum Abschluß gebracht werden 
könnten. 

Da bei der Durchführung der aus „Gemeinschafts- 
mitteln'' und „EFTA-Beiträgen" kofinanzierten Tä- 
tigkeiten jedoch von einer symmetrischen Inan- 
spruchnahme dieser beiden Mittelkategorien auszu- 
gehen ist, wird vorgeschlagen (Artikel 129), die Kom- 
mission zu ermächtigen, den EFTA-Anteil bis zur 
Abrechnung im Jahr „n+ 1" bzw. „n + 2'' aus Kassen- 
mitteln vorzufinanzieren, um so eine ungestörte Ab- 
wicklung der betreffenden Maßnahmen zu gewähr- 
leisten. 


4. Verschiedene Vorschriften für die 
M itte Ibe wl rtschaftu ng 

Darüber hinaus werden für eine Reihe weiterer Be- 
reiche geeignete Vorschriften zur Regelung der ein- 
schlägigen Aspekte vorgeschlagen: Auftragsvergabe 
(Artikel 130), Rechnungsführung und Überwachung 
der Beachtung des Grundsatzes der „Zweckbestim- 
mung der Einnahmen" im Zusammenhang mit die- 
sen Beteiligungen (Artikel 131) sowie Kontrolle (Ar- 
tikel 132). 


III. Anpassung bestimmter Vorschriften 

Die Änderungen der Haushaltsordnung, die sich aus 
den vorstehend unter Punkten I bis III ausgeführten 
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Sachzwängen herleiten, sind als unerläßlich für die 
Schaffung eines angemessenen Vorschriftsrahmens 
für das Haushaltsjahr 1993 zu betrachten und somit 
als Priorität einzustufen. 

Daneben hält die Kommission jedoch noch eine Rei- 
he weiterer Anpassungen für notwendig und zweck- 
dienlich, die sie wie folgt begründet: 


1. Bestimmungen über die finanzielle Beteiligung 
von Nichtmitgliedstaaten an Tätigkeiten der 
Gemeinschaft (neuer Titel XI Abschnitt 1) 

Es wird daran erinnert, daß gemäß Artikel 4 Abs. 2 
dritter Gedankenstrich der derzeit geltenden Haus- 
haltsordnung — abweichend vom Grundsatz der 
„Vollständigkeit"^) — . Beteiligungen von Nicht- 

mitgliedstaaten oder verschiedenen Organisationen 
an Tätigkeiten der Gemeinschaft" nicht für einen an- 
deren Zweck verwendet werden dürfen. 

Diese Bestimmung ist jedoch unvollständig, da an 
keiner anderen Stelle der Haushaltsordnung ge- 
nauere Hinweise zu folgenden Punkten zu finden 
sind: 

a) Es wird nicht präzisiert, ob diese Beteiligungen 
(die ggf. im Zuge der Ausführung des Haushalts- 
plans ergänzend zu den Gemeinschaftsmitteln 
hinzukommen) von der Haushaltsbehörde geneh- 
migt werden müssen; 

b) es fehlen Angaben über die Verfahren, nach de- 
nen diese Beteiligungen (= Einnahmen) als Aus- 
gabenmittel bereitgestellt werden; 

c) es existieren keine ausdrücklichen Vorschriften 
für die „buchmäßige Erfassung" dieser Beteili- 
gungen, abgesehen von den diesbezüglichen 
Hinweisen, die Artikel 7 Abs. 4 ( = automatische 
Übertragungen) sowie Artikel 26 Abs. 9 ( = Mit- 
telübertragungen allgemein) zu entnehmen sind. 

Die Erfahrungen der vergangenen Haushaltsjahre 
haben deutlich gezeigt, daß eine Vervollständigung 
der Haushaltsordnung in diesem Bereich unver- 
zichtbar ist; die diesbezügliche Vorschriftslücke 
wurde erst kürzlich wieder zur Sprache gebracht, als 
der Entwurf der Kommission für eine Verordnung 
mit „Durchführungsvorschriften"®) im Parlament und 
im Rat geprüft wurde: Beide Organe brachten in ih- 
ren Änderungsvorschlägen unmißverständlich den 
Wunsch zum Ausdruck, dieses Problem im Rahmen 
der Haushaltsordnung zu regeln. 

Die Kommission schlägt daher die Einführung neuer 
Bestimmungen vor, durch die die derzeit in dieser 
Hinsicht bestehenden Lücken geschlossen und die 
vorstehend ausgeführten Punkte im einzelnen gere- 
gelt werden. So werden in Artikel 24 die Modalitä- 
ten für die Genehmigung der Beteiligungen durch 
die Haushaltsbehörde festgelegt; Artikel 125 be- 
stimmt, nach welchem Verfahren die entsprechen- 
den Mittel bereitzustellen sind; Artikel 126 schließ- 


^) Die Gesamtheit der Einnahmen ist zur Deckung des Ge- 
samtbetrags der Mittel für Zahlungen bestimmt. 

SEK(91) 201 endg, vom 18. Februar 1991. 


lieh verfügt eine getrennte buchmäßig Erfassung 
(= zweckgebundene Einnahmen) der entsprechen- 
den Operationen^). 


2. Anpassung der Bestimmungen über die 
Auftragsvergabe 

Die Gemeinschaftsorgane haben gleich zu Anfang 
ihres Bestehens ein „Vorschriftspaket" zur Regelung 
der Auftragsvergabe, die ein wichtiger Bestandteil 
ihrer Tätigkeit vor allem im Verwaltungsbereich ist, 
erlassen (Bau-, Liefer- und Dienstleistungsverträge). 
Das „Kernstück" dieses Regelwerks setzt sich zusam- 
men aus den Bestimmungen in: 

— Artikel 56 bis 63 der Haushaltsordnung, 

— Artikel 60 bis 76 der „Durchführungsvorschrif- 
ten". 

Ab den „siebziger Jahren hat der Rat dann eine Rei- 
he von Richtlinien für die Mitgliedstaaten erlassen®), 
die jedoch gemäß Artikel 64 der Haushaltsordnung 
auch für die Gemeinschaftsorgane Gültigkeit haben. 

In Anbetracht der derzeitigen „Koexistenz" von zwei 
Regelwerken — den Richtlinien einerseits und den 
traditionellen Bestimmungen der Haushaltsordnung 
andererseits — und der in jüngster Zeit damit ge- 
machten Erfahrungen vertritt die Kommission die 
Auffassung, daß eine Klärung der Sachlage im Inter- 
esse der Verwaltungen aller Organe dringend erfor- 
derlich ist. 

Eine solche Klärung könnte im Wege einer Anpas- 
sung und präziseren Formulierung der Vorschrifts- 
texte nach Maßgabe folgender Erwägungen erreicht 
werden: 


aj Anwendung der „Richtlinien“ (Artikel 56) 

Die Gemeinschaftsorgane sind nur in den Fällen zur 
Beachtung der (grundsätzlich für die Mitgliedstaa- 
ten bestimmten) Richtlinien verpflichtet, in denen 
das Auftragsvolumen die in den betreffenden Richt- 
linien festgesetzten Schwellen erreicht oder über- 
schreitet. ln diesen Fällen werden de facto deutlich 
striktere Anforderungen — insbesondere hinsicht- 
lich der Publizität — gestellt als in den gemein- 
schaftsüblichen Bestimmungen. 

Dieses Prinzip ist somit in der Haushaltsordnung 
selbst verankert; es gilt nunmehr, durch die Aufnah- 
me entsprechender weiterführender Bestimmungen 
in die „Durchführungsvorschriften" für seine prakti- 
sche Umsetzung zu sorgen. 

Auf diese Weise kann seitens der Gemeinschaftsor- 
gane eine Vorgehens weise gewährleistet werden, 


^) Artikel 96 der Haushaltsordnung betreffend die „Dienst- 
leistungen für Dritte" im FTE -Bereich ist hierfür nicht 
anwendbar. 

®) Zunächst 1971 die Richtlinie über „Öffentliche Bauauf- 
träge", dann 1977 eine weitere Richtlinie betreffend die 
„Lieferaufträge"; eine dritte Richtlinie für den Bereich 
der „Dienstleistungen" befindet sich derzeit in Vorberei- 
tung. 


10 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCkS3Ch0 12/4342 


die dem von den Verwaltungen der Mitgliedstaaten 
geforderten Verhalten entspricht. 


b) Anwendung der gemeinschaftsüblichen 

Verfahren bei Aufträgen mit einem unter den 
Schwellenwerten der Richtlinien liegenden 
Volumen (Artikel 57 bis 60) 

ln den Artikeln 57 bis 60 werden die traditionellen 
Gemeinschaf tsvorschriften näher ausgeführt, die für 
alle Aufträge mit einem unter den Schwellenwerten 
der Richtlinien liegenden Volumen gelten. 

Die hierbei wünschenswerte Harmonisierung und 
Präzisierung ließe sich durch geringfügige redaktio- 
nelle Änderungen erreichen. 


c) Interne Verwaltungsvorschriften (Artikel 61 
bis 64) 

Abschließend möchte die Kommission eine gewisse 
strukturelle Umgestaltung der Vorschriftstexte an- 
regen, und zwar durch Identifizierung und Heraus- 
hebung der für die interne Verwaltung maßgebli- 
chen Bestimmungen (Vergabebeirat, Sicherheitslei- 
stungen usw.). 


IV. Künftige Auswirkungen des Deiors-Pakets II 

Derzeit laufen die Verhandlungen über den Ab- 
schnitt „Eigenmittel" des Deiors-Pakets II: Nach 
Maßgabe der in diesem Zusammenhang getroffenen 
Grundsatzentscheidungen — die wiederum in ei- 
nem neuen Beschluß über das Eigenmittelsystem 
und einer entsprechenden Anpassung der dazugehö- 
rigen Durchführungsverordnungen^) ihren Nieder- 
schlag finden müssen — werden auch im Rahmen 
der Haushaltsordnung gewisse Auswirkungen zu 
verzeichnen sein (im wesentlichen dürfte es sich da- 
bei um eine Aktualisierung bestimmter „Verweise" 
oder technischer Einzelheiten handeln: z.B. Bestim- 
mungen über die Salden der Haushaltsjahre). 

Es versteht sich von selbst, daß zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch keine konkreten Vorschläge für der- 
artige Anpassungen gemacht werden können? die 
Kommission wird sachdienliche Änderungs- und Er- 
gänzungsvorschläge unterbreiten, sobald sie tech- 
nisch dazu in der Lage ist. 


9) Derzeit: V. 1552/89 und V. 1553/89. 


TEIL 2 

Vorschriften über Anleihe- und 
Darlehensoperationen 

Neue Form der Darstellung der Anleihe- und 
Darlehensoperationen 

1. Darstellung und Tragweite 

(Artikel 134 bis 140) 

Anläßlich der Annahme der geänderten Haushalts- 
ordnung im Rat am 13. März 1990 ließ die Kommis- 
sion folgende Erklärung zu Protokoll nehmen: 


Zu Artikel 20 Abs. 5 Buchstabe c 
(Anleihen/ Darlehen) 

„Die Kommission verpflichtet sich, die Möglichkeit 
zu prüfen, die Erfassung der Anleihe- und Darle- 
hensoperationen in den Haushaltsdokumenten der 
Gemeinschaft zu verbessern. Sie wird die Schlußfol- 
gerungen dieser Prüfung vor Ende 1991 vorlegen." 

Sie ist dieser Verpflichtung nachgekommen und hat 
im Rahmen der Vorarbeiten zum Delors-Paket II 
dem Rat und dem Parlament ein spezifisches Doku- 
ment zu diesem Thema vorgelegt^oj 

Zwei Aspekte werden darin besonders eingehend 
behandelt: 


a) Entwicklung und zunehmende Bedeutung der 
Anleihe- und Darlehensinstrumente 

Die Anleihe- und Darlehensinstrumente — von de- 
nen anfangs nur sehr sporadisch (EXIM-Bank-Darle- 
hen für EURATOM) und im Laufe der siebziger und 
Anfang der achtziger Jahre auch nur punktuell (Zah- 
lungsbilanz-Darlehen, NGl, EURATOM-Darlehen) 
Gebrauch gemacht wurde, sind in den letzten Jah- 
ren verstärkt und äußerst differenziert in Anspruch 
genommen worden, vor allem im Zuge der Interven- 
tionen zugunsten der mittel- und osteuropäischen 
Länder. 

Die Anleihe- und Darlehenstätigkeit hat sich damit 
unbestreitbar zu einem der tragenden Elemente des 
Finanzinstrumentariums der Gemeinschaft entwik- 
kelt. 


b) Erhöhung der Risiken 

Infolge des wachsenden Volumens dieser Aktivitä- 
ten und in einzelnen Fällen auch aufgrund ihrer spe- 
ziellen Zweckbestimmung erhöht sich zwangsläufig 
das durch den Haushalt abzudeckende Risiko. 

Angesichts dieser Tatsache hat die Kommission in 
ihrem vorgenannten Dokument eine Reihe von 
Maßnahmen vorgeschlagen, um die Rahmenbedin- 
gungen und Überwachungsmöglichkeiten für die- 
sen wichtigen Sektor der gemeinschaftlichen Fi- 
nanztätigkeit zu verbessern. 


19) SEK(92) 712 — E/549/92. 
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Wie bekannt, wird im Gesamthaushaltsplan — mit- 
tels eines „p.m."- Vermerks bei den betreffenden 
Haushaltslinien — die sog. „Ausfallbürgschaft" für 
diese Operationen übernommen. Die Kommission 
möchte hierzu vorschlagen, im Rahmen der neuerli- 
chen Änderung der Haushaltsordnung wie folgt zu 
verfahren: 

— Die Haushaltsordnung wird in zwei „Teile" unter- 
gliedert, wobei Teil 1 den Haushalt im eigentli- 
chen Sinne zum Gegenstand hat, während in 
Teil 2 die Fragen im Zusammenhang mit den An- 
leihe- und Darlehensoperationen geregelt wer- 
den (Artikel 134 — 140). 

— Dabei verbleiben die Bestimmungen über die 
„Ausfallbürgschaft" (Artikel 20 Abs. 5) selbstver- 
ständlich im eigentlichen Haushaltsteil. In den 
neu geschaffenen Teil 2 dagegen werden alle 
sachdienlichen Daten und Informationen über 
die Anleihe- und Darlehensoperationen aufge- 
nommen. Es handelt sich somit nicht um eine 
förmliche Einbeziehung dieses Tätigkeitsbe- 
reichs in den Haushaltsplan — was angesichts 
der Art der betreffenden Transaktionen auch gar 
nicht statthaft wäre — , sondern lediglich um eine 
bessere und transparentere Darstellung der dies- 
bezüglichen Daten, wie sie von der Haushaltsbe- 
hörde, insbesondere vom Parlament gefordert 
und von der Kommission zugesagt worden war. 


2. Beurteilung durch das Parlament und den Rat 

Da im Rahmen des Haushaltsverfahrens die „Ausfall- 
bürgschaft" zu Lasten des Haushalts geleistet wer- 
den muß, hält es die Kommission für äußerst wichtig, 
daß die beiden Teile der Haushaltsbehörde — die 
diese Bürgschaft zu genehmigen haben — ihre Zu- 
stimmung in voller Kenntnis der Funktionsweise der 
betreffenden Instrumente erteilen können. 

Aus dieser Erwägung — d.h. der potentiellen Ein- 
flußnahme auf die „Haushaltsgarantie" — sollte nach 
Auffassung der Kommission dem Parlament und 
dem Rat die Möglichkeit eingeräumt werden, sich 
anhand der Angaben in dem künftigen Teil 2 der 
Haushaltsdokumente über die Anleihe- und Darle- 
henstätigkeit kundig zu machen und ihre Stellung- 
nahme dazu abzugeben (Artikel 136). 


3. Sonstige Bestimmungen 

Diese neue Darstellungsweise könnte nach Ansicht 
der Kommission nutzbringend durch eine Reihe von 
Bestimmungen zu verschiedenen weiteren Aspekten 
ergänzt werden: regelmäßige Vorlage von Berichten 
(Artikel 137), Bewirtschaftungsgrundsätze (Arti- 
kel 139), Kontrolle (Artikel 140). 
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Vorschlag für eine Verordnung (EGKS, EG, EURATOM) des Rates zur Änderung der Haushaltsordnung 
vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAF- 
TEN— 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
insbesondere auf Artikel 78 h, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 183, 

auf Vorschlag der Kommission^), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Rechnungshofs^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in der Gemeinsamen Erklärung des Europäi- 
schen Parlaments, des Rates und der Kommission 
vom 4. März 1975^) vorgesehene Konzertierung hat 
in einem Konzertierungsausschuß stattgefunden. 

In dem Vertrag über die Europäische Union ist das 
Subsidiaritätsprinzip verankert. Es muß daher in die 
Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein- 
schaften^) (nachstehend Haushaltsordnung genannt), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EURATOM, 
EGKS, EWG) Nr. 610/90®), aufgenommen werden. 

Die Bestimmungen des Vertrages über die Europäi- 
sche Union, insbesondere diejenigen über die Wäh- 
rungsunion, erhöhen die Notwendigkeit, den 
Grundsatz der Ausführung des Haushaltsplans in 
ECU in der Haushaltsordnung festzuschreiben. 

Durch diesen Vertrag wird der Rechnungshof in den 
Rang eines Organs erhoben und ihm eine neue Auf- 
gabe übertragen. Die Vorschriften der Haushaltsord- 
nung über dieses Organ sind daher entsprechend an- 
zupassen und zu ergänzen. 

Durch diesen Vertrag ist ferner die Rolle des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses verstärkt und ein 
Ausschuß der Regionen errichtet worden. Infolge- 
dessen sind die dem haushaltsrechtlichen Status die- 
ser Ausschüsse entsprechenden Bestimmungen zu 
erlassen. 

Die von Parlament und Rat anhand der Berichte des 
Rechnunghofs ausgeübte verschärfte politische Kon- 


1 ) ... 

2 ) ... 

... 

4) ABI. Nr. C 89 vom 22. April 1975, S. 1. 

^) ABI. Nr. L 356 vom 31. Dezember 1977, S. 1. 
®) ABI. Nr, L 70 vom 16. März 1990, S. 1. 


trolle über die Ausführung des Haushaltsplans 
macht eine Anpassung der Bestimmungen von Arti- 
kel 89 der Haushaltsordnung notwendig. 

Die Durchführung des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum erfordert Os, in der Haus- 
haltsordnung geeignete Bestimmungen insbeson- 
dere über die haushaltsmäßige Darstellung und die 
Bedingungen für die Inanspruchnahme des zusätz- 
lichen Finanzbeitrags aufgrund der finanziellen 
Beteiligungen der EFTA-Staaten festzulegen. 

Die Haushaltsordnung ist durch entsprechende Vor- 
schriften zu ergänzen, um die finanzielle Beteiligung 
Dritter an Gemeinschaftstätigkeiten zu regeln. 

Es ist klarzustellen, daß die Organe bei der Auftrags- 
vergabe die gleichen Verpflichtungen zu erfüllen 
haben, die auch den Einrichtungen der Mitglied- 
staaten aufgrund der Richtlinien des Rates zur Koor- 
dinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Bau-, Liefet- und Dienstleistungsaufträge obliegen, 
wenn ihr Betrag die in diesen Richtlinien vorgesehe- 
nen Schwellen erreicht oder überschreitet. Gleich- 
zeitig sind die Bestimmungen für die Aufträge, die 
die in den Richtlinien vorgesehenen Schwellen un- 
terschreiten, genauer zu fassen und anzupassen. 

Um eine bessere Darstellung und größere Transpa- 
renz der Daten über die Anleihe- und Darlehens- 
transaktionen zu erreichen, sind geeignete Bestim- 
mungen in einen zweiten Teil der Haushaltsord- 
nung aufzunehmen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Haushaltsordnung wird wie folgt geändert: 

1. Es wird ein Teil I „Bestimmungen für den Ge- 
samthaushaltsplan der Europäischen Gemein- 
schaften" geschaffen. 

2. In Artikel 1 Abs. 1 zweiter Gedankenstrich wird 
der Wortteil „Wirtschafts-" gestrichen. 

3. Artikel 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Für die Operationellen Tätigkeiten muß der 
Finanzbogen finanzielle Angaben enthalten, 
damit der Gesetzgeber die Notwendigkeit ei- 
ner Beteiligung der Gemeinschaft gemäß Ar- 
tikel 3 b Abs. 2 des EG-Vertrages beurteilen 
kann. 

Er gibt auch Auskunft über die Eignung des 
vorgesehenen Finanzierungsinstruments, die 
Modalitäten seiner Anwendung sowie die 
Begründung des in Aussicht genommenen 
Betrages." 
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4. In Artikel 4 erhält der Anfang von Absatz 2 Un- 
terabs. 2 folgende Fassung: 

„Abweichend von Unterabsatz 1 und unbescha- 
det der Sonderbestimmungen des Titels XI dür- 
fen jedoch bestimmte Einnahmen, insbesonde- 
re". 

5. Artikel 7 Nr, 3 Unterabs. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„3. Für die Mittel, die nach Nummer 1 Buch- 
stabe a Gegenstand eines Übertragungsbe- 
schlusses sein können, übersendet die Kom- 
mission* der Haushaltsbehörde bis spätestens 
15. Februar die ordnungsgemäß begründeten 
Mittelübertragungsanträge des Europäi- 
schen Parlaments, des Rates, des Gerichts- 
hofs, des Rechnungshofs, des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, des Ausschusses der 
Regionen und der Kommission." 

6. In Artikel 9 Abs. 1 und 3 Buchstabe b wird die 
Bezeichnung „EWG-Vertrag" durch die Bezeich- 
nung „EG -Vertrag" ersetzt. 

7. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird am Anfang des ersten Unter- 
absatzes die Formulierung „Der ECU setzt 
sich aus einer Summe von Beträgen von Wäh- 
rungen der Mitgliedstaaten zusammen (. . .)" 
durch folgende Formulierung ersetzt: „Der 
ECU wird definiert als die Summe von Beträ- 
gen von Währungen der Mitgliedstaaten 
(. . .)". 

b) Der zweite Unterabsatz von Absatz 2 erhält 
folgende Fassung: 

„Jede Änderung der Definition der ECU, die 
vom Rat in Anwendung des EG -Vertrags, ins- 
besondere die Artikel 109 g und 1091 Abs. 4, 
beschlossen wird, ist automatisch auf diese 
Bestimmung anzuwenden." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Unbeschadet spezifischer Vorschriften 
aufgrund der Anwendung sektoraler Re- 
gelungen, die für den Bereich der Forde- 
rungen oder den Bereich der Ausgaben 
gelten, werden die Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten der Gemeinschaften in 
ECU ausgedrückt und abgewickelt." 

d) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„5. Solange Umrechnungen zwischen dem 
ECU und Landeswährungen notwendig 
sind, werden diese Umrechnungen unbe- 
schadet spezifischer sektoraler Vorschrif- 
ten gemäß den Durchführungsbestim- 
mungen des Artikels 142 vorgenommen." 

8. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Europäische Parlament, der Rat, der Ge- 
richtshof, der Rechnungshof, der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß und der Ausschuß der 
Regionen stellen vor dem 1. Juli eines jeden 


Jahres einen Voranschlag ihrer Ausgaben 
und Einnahmen für das folgende Haushalts- 
jahr auf." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

9. In Artikel 13 Abs. 2 Buchstabe b wird der dritte 
Gedankenstrich gestrichen. 

10. Artikel 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Kommission kann von sich aus und gegebe- 
nenfalls auf Antrag des Europäischen Parla- 
ments, des Rates, des Gerichtshofs, des Rech- 
nungshofs, des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses oder des Ausschusses der Regionen den Rat 
für den jeweiligen Einzelplan mit einem Berich- 
tigungsschreiben zur Änderung des Vorentwurfs 
des Haushaltsplans befassen, um neuen Gege- 
benheiten Rechnung zu tragen, die bei der Aus- 
arbeitung des Vorentwurfs nicht bekannt wa- 
ren." 

11. Artikel 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Bezeichnung „EWG- 
Vertrag" durch die Bezeichnung „EG- 
Vertrag" ersetzt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die Anträge des Europäischen Parla- 
ments, des Rates, des Gerichtshofs, des 
Rechnungshofs, des Wirtschafts- und So- 
zialausschusses oder des Ausschusses der 
Regionen auf Vorlage von Nachtrags- 
und/oder Berichtigungshaushaltsplänen 
werden von der Kommission der Haus- 
haltsbehörde zugeleitet. Die Kommission 
kann diesen Anträgen eine abweichende 
Stellungnahme beifügen." 

12. In Artikel 16 Abs. 1 wird die Bezeichnung „EWG- 
Vertrag" durch die Bezeichnung „EG -Vertrag" 
ersetzt. 

13. In Artikel 17 Abs. 1 wird die Bezeichnung „EWG- 
Vertrag" durch die Bezeichnung „EG-Vertrag" 
ersetzt. 

14. In Artikel 18 wird die Bezeichnung „EWG- 
Vertrag" durch die Bezeichnung „EG-Vertrag" 
ersetzt. 

15. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,1. Der Haushaltsplan umfaßt: 

— einen allgemeinen Voranschlag der 
Einnahmen, 

— Einzelpläne, die jeweils die Einnah- 
men- und Ausgabenansätze des Euro- 
päischen Parlaments, des Rates, der 
Kommission, des Gerichtshofs und des 
Rechnungshofs umfassen. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses und des 
Ausschusses der Regionen werden in 
einem besonderen Einzelplan veran- 
schlagt, der wie folgt gegliedert ist: 
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— „Teil A" — Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß; 

— „Teil B“ — Ausschuß der Regionen; 

— „Teil C" — gemeinsame Organisa- 
tionsstruktur. 

Der Einzelplan der Kommission umfaßt: 

— einen „Teil A" für die Personal- und Ver- 
waltungsausgaben des Organs. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Amtes 
für amtliche Veröffentlichungen der Euro- 
päischen Gemeinschaften sind im Anhang 
zu diesem Teil ausgewiesen; 

— einen „Teil B" für die operationeilen Aus- 
gaben, der nach Maßgabe des Bedarfs 
mehrere Teileinzelpläne umfaßt.' 

b) Absatz 7 wird gestrichen. 

16. Artikel 20 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Hinsichtlich der Anleihe- und Darlehensope- 
rationen: 

a) in dem allgemeinen Voranschlag der Ein- 
nahmen die den Operationen entspre- 
chenden Haushaltslinien, bei denen et- 
waige Rückzahlungen säumiger Schuld- 
ner, für die eine Ausfallbürgschaft gelei- 
stet wurde, verbucht werden. Diese Haus- 
haltslinien werden mit dem Vermerk „pro 
memoria“ (p.m.) imd mit sachdienlichen 
Erläuterungen versehen; 

b) im Einzelplan der Kommission: 

— die Haushaltslinien, die der Ausfall- 
bürgschaft der Gemeinschaft für die 
betreffenden Operationen entspre- 
chen; diese Haushaltslinien tragen 
den Vermerk „pro memoria“ (p. m.), so- 
lange der Risikofall nicht eingetreten 
ist und die entsprechenden Mittel 
nicht bereitgestellt worden sind; 

— Erläuterungen, in denen insbesondere 
auf die Rechtsgrundlage, gegebenen- 
falls den Umfang der vorgesehenen 
Operationen und die finanzielle Ga- 
rantie der Gemeinschaften für deren 
Abwicklung verwiesen wird;“. 

17. Artikel 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission erkennt die zur Ausfüh- 
rung der sie betreffenden Einzelpläne er- 
forderlichen Befugnisse dem Europäi- 
schen Parlament, dem Rat, dem Gerichts- 
hof, dem Rechnungshof, dem Wirtschafts- 
und Sozialausschuß bzw. dem Ausschuß 
der Regionen zu." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Soweit nicht anders bestimmt, werden der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß sowie 
der Ausschuß der Regionen bei der An- 
wendung dieser Uaushaltsordnung den 


Organen der Gemeinschaften gleichge- 
stellt.“ 

18. Artikel 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Unterabs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Gerichtshof, der Rechnungshof, der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und der 
Ausschuß der Regionen können — die beiden 
letzteren getrennt für den sie betreffenden 
Teil und einvernehmlich für die gemeinsame 
Organisationsstruktur — innerhalb eines je- 
den Kapitels ihres Einzelplans Mittelübertra- 
gungen von Artikel zu Artikel vornehmen. 
Sie unterrichten die Haushaltsbehörde und 
die Kommission drei Wochen vorher über die 
Mittelübertragungen.“ 

b) Absatz 4 Unterabs. 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschläge der anderen Organe, des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und des 
Ausschusses der Regionen für Mittelübertra- 
gungen von Kapitel zu Kapitel sind an die 
Haushaltsbehörde weiterzuleiten; die Kom- 
mission kann diesen Anträgen eine Stellung- 
nahme beifügen.“ 

19. Artikel 56 wird Artikel 58 und wie folgt geän- 
dert: 

a) In Absatz 1 Unterabs. 1 wird der Ausdruck 
„sonstige Leistungen“ durch die Formulie- 
rung „die Erbringung von Dienstleistungen“ 
ersetzt; der Satzteil „im Preis- oder Leistungs- 
wettbewerb“ fällt weg. 

b) Absatz 1 Unterabs. 2 erhält folgende Fassung: 

„In Fällen des Artikels 59 können Aufträge je- 
doch ohne Ausschreibung vergeben werden.“ 

c) In Absatz 1 Unterabs. 3 wird die Angabe „des 
Artikels 63“ durch die Angabe „des Arti- 
kels 60" ersetzt. 

d) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„3. Das Ausschreibungsverfahren wird in den 
Durchführungsbestimmungen nach Arti- 
kel 142 geregelt." 

20. Artikel 57 wird gestrichen. 

21. Es wird folgender neuer Artikel 57 eingefügt: 

„Artikel 57 

Bei anderen als den in Artikel 56 genannten 
Aufträgen, finden die Bestimmungen der Arti- 
kel 58, 59 und 60 Anwendung.“ 

22. Artikel 58 wird Artikel 59 und wie folgt geän- 
dert: 

a) „Die freihändige Vergabe eines Auftrags ist 
zulässig:" wird ersetzt durch „In folgenden 
Fällen werden die Aufträge ohne Ausschrei- 
bung vergeben:". 

b) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 


„a) wenn der geschätzte Auftragswert ohne 
Mehrwertsteuer unter dem in den Durch- 
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führungsbestimmungen gemäß Artikel 
142 fest gelegten Betrag liegt;". 

c) Unter Buchstabe b wird die Angabe „in Arti- 
kel 57" durch die Angabe „in Artikel 58" er- 
setzt. 

23. Artikel 59 wird Artikel 62. 

24. Artikel 60 wird Artikel 63. In Unterabsatz 1 und 
Unterabsatz 3 wird die Angabe „Artikel 126" 
durch die Angabe „Artikel 142" ersetzt. 

25. Artikel 61 wird Artikel 64 und wie folgt geän- 
dert: 

a) In Unterabsatz 1 wird die Angabe „in Artikel 
60" durch die Angabe „in Artikel 63" ersetzt. 

b) In Unterabsatz 2 wird der Ausdruck „die Wahl 
des Lieferers" durch den Ausdruck „zu dem 
vorgeschlagenen Auftragnehmer" ersetzt. 

26. Es wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 61 

Für die Vergabe von Aufträgen über die An- 
schaffung oder die Anmietung von Bürobedarf, 
Mobiliar und Material sowie über die Erbrin- 
gung von Dienstleistungen oder die Ausführung 
von Bauarbeiten finden die Artikel 62 bis 64 a 
Anwendung." 

27. Artikel 62 wird Artikel 64 a und wie folgt geän- 
dert: 

a) In den Unterabsätzen 1 und 3 wird die An- 
gabe „Artikel 126" durch die Angabe „Arti- 
kel 142" ersetzt. 

b) In der deutschen Fassung von Unterabsatz 3 
wird die Formulierung „ist die Sicherheitslei- 
stung obligatorisch" ersetzt durch „ist für Auf- 
träge über die Ausführung von Bauarbeiten 
eine Sicherheitsleistung obligatorisch". 

28. Artikel 63 wird Artikel 60 und die Angabe „Arti- 
kel 126" wird durch die Angabe „Artikel 142" er- 
setzt. 

29. Artikel 64 wird Artikel 56 und erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 56 

Bei der Vergabe von Aufträgen, deren Volu- 
men die in den Richtlinien des Rates zur Koordi- 
nierung der Verfahren für die Vergabe von öf- 
fentlichen Bau- und Lieferaufträgen festgesetz- 
ten Beträge erreicht oder übersteigt, muß jedes 
Organ den Verpflichtungen nachkommen, die 
sich für die Behörden der Mitgliedstaaten aus 
diesen Richtlinien ergeben. 

Die in Artikel 142 vorgesehenen Durchführungs- 
bestimmungen enthalten die dazu erforder- 
lichen Vorschriften." 


30. In Artikel 78 wird Nummer 5 gestrichen. 

31. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 87 a 

Der Rechnungshof legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat eine Erklärung über die 
Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie 
die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der 
ihr zugrundeliegenden Vorgänge vor." 

32. Artikel 88 wird wie folgt geändert: 

Im Anfangssatz werden die Angaben „Artikel 78 
des EGKS-Vertrags, Artikel 206a des EWG- 
Vertrags und Artikel 180 a des EURATOM- 
Vertrags" durch die Angaben „Artikel 45 c EGKS- 
Vertrag, Artikel 188c EG- Vertrag und Arti- 
kel 160 c EURATOM-Vertrag" ersetzt. 

33. Artikel 89 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 89 

1. Vor dem 30. April des folgenden Jahres er- 
teilt das Europäische Parlament auf Empfeh- 
lung des Rates, der mit qualifizierter Mehr- 
heit beschließt, der Kommission Entlastung 
zur Ausführung des Haushaltsplans. 

2. Zu diesem Zweck prüft das Europäische Par- 
lament nach dem Rat die in Artikel 78 d 
EGKS- Vertrag, Artikel 205a EG-Vertrag und 
Artikel 179 a EURATOM-Vertrag genannte 
Rechnung und Übersicht sowie den Jahres- 
bericht des Rechnungshofs zusammen mit 
den Antworten der kontrollierten Organe 
auf dessen Bemerkungen und die einschlägi- 
gen Sonderberichte des Rechnungshofs. 

3. Das Europäische Parlament kann, bevor es 
der Kommission Entlastung erteilt, diese auf- 
fordern, Auskunft über die Ausführung der 
Ausgaben oder die Arbeitsweise der Finanz- 
kontrollsysteme zu erteilen. Die Kommission 
legt dem Europäischen Parlament auf dessen 
Ersuchen alle notwendigen Informationen 
vor. 

4. Kann die in Absatz 1 genannte Frist nicht 
eingehalten werden, so teilt das Europäische 
Parlament oder der Rat der Kommission die 
Gründe für den Aufschub dieser Entschei- 
dung mit. 

Vertagt das Europäische Parlament den Be- 
schluß zur Erteilung der Entlastung, so be- 
müht sich die Kommission, so schnell wie 
möglich die Maßnahmen zu treffen, die ge- 
eignet sind, die Hindernisse für diesen Be- 
schluß auszuräumen. 

5. Der Entlastungsbeschluß bezieht sich auf die 
Rechnung über alle Einnahmen und Ausga- 
ben der Gemeinschaft sowie auf den sich 
daraus ergebenden Saldo und auf das Ver- 
mögen und die Schulden der Gemeinschaft, 
wie sie in der Vermögensübersicht darge- 
stellt werden; er umfaßt eine Beurteilung der 
Verantwortung der Kommission bei der Aus- 
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führung des Haushaltsplans des abgelaufe- 
nen Haushaltsjahres. 

6. Der Finanzkontrolleur berücksichtigt die in 
den Entlastungsbeschlüssen enthaltenen Be- 
merkungen. 

7. Die Organe treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um den Bemerkungen in den 
Entlastungsbeschlüssen und den sonstigen 
Bemerkungen des Europäischen Parlaments 
zur Ausführung der Ausgaben sowie den Er- 
läuterungen in den Entlastungsempfehlun- 
gen des Rates Rechnung zu tragen. 

8. Sie erstatten auf Wunsch des Europäischen 
Parlaments oder des Rates Bericht über die 
Maßnahmen, die aufgrund dieser Bemerkun- 
gen und Erläuterungen getroffen wurden, 
insbesondere über die Weisungen, die sie 
den an der Ausführung des Haushaltsplans 
beteiligten Dienststellen erteilt haben. Diese 
Berichte werden auch dem Rechnungshof 
übermittelt. 

9. Die Organe haben ferner in einem Anhang 
zur Haushaltsrechnung des Haushaltsjahres, 
das auf das Jahr des Entlastungsbeschlusses 
folgt, Rechenschaft über die Maßnahmen ab- 
zulegen, welche auf die im Entlastungsbe- 
schluß enthaltenen Bemerkungen hin getrof- 
fen wurden. 

10. Die Belege für die Rechnungsführung und 
für die Erstellung der Haushaltsrechnung 
und der Vermögensübersicht werden fünf 
Jahre lang nach dem Beschluß über die Ent- 
lastung zur Ausführung des Haushaltsplans 
aufbewahrt. 

Allerdings können Belege für Vorgänge, die 
noch nicht endgültig abgeschlossen sind, 
über diesen Zeitraum hinaus bis zum Ende 
des Jahres aufbewahrt werden, das auf das 
Jahr des Abschlusses dieser Vorgänge folgt. 

Jedes Organ legt fest, bei welcher Dienststel- 
le die Belege aufbewahrt werden." 

34. In Artikel 91 wird die Angabe „und XU" durch 
die Angabe „sowie Titel XI und Teil III" ersetzt. 

35. In Artikel 92 Abs. 1 Buchstabe d werden die An- 
gaben „Artikel 1301 des EWG -Vertrags", „Artikel 
130m des EWG -Vertrags", „Artikel 130n des 
EWG-Vertrags" und „Artikel 130 o des EWG- 
Vertrags" durch die Angaben „Artikel 130 k EG- 
Vertrag" bzw. „Artikel 1301 EG- Vertrag" bzw. 
„Artikel 130m EG- Vertrag" bzw. „Artikel 130 n 
EG-Vertrag" ersetzt. 

36. In Artikel 98 Abs. 1 wird die Angabe „und XU" 
durch die Angabe „und Teil III" ersetzt. 

37. Artikel 105 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „und XU" durch 
die Angabe „sowie Titel XI und Teil III" er- 
setzt. 


b) In Absatz 3 Unterabs. 2 wird die Angabe „Ar- 
tikel 206 a des EWG -Vertrages" durch die An- 
gabe „Artikel 188c EG-Vertrag" ersetzt. 

38. In Artikel 119 wird die Angabe „die Artikel 56 
bis 64" durch die Angabe „die Artikel 56 bis 64 a" 
ersetzt. 

39. In Artikel 121 wird die Angabe „und XU" durch 
die Angabe „und Teil III" ersetzt. 

40. Es wird folgender Titel XI eingefügt: 

„TITEL XI 

Sonderbestimmungen für die 
finanzielle Beteiligung 
von Nichtmitgliedstaaten oder 
verschiedenen Organisationen 
an Tätigkeiten der Gemeinschaft 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel. 124 

Die finanziellen Beteiligungen von Nichtmit- 
gliedstaaten oder verschiedenen Organisationen 
an Tätigkeiten der Gemeinschaft sind vorab von 
der Haushaltsbehörde nach einem der beiden 
nachfolgenden Verfahren zu genehmigen: 

a) Sofern es sich um im voraus geplante Beteili- 
gungen handelt, erfolgt die Genehmigung im 
Rahmen des Haushaltsverfahrens. In diesem 
Fall schlägt die Kommission im Haushalts- 
vorentwurf eine geeignete Struktur vor, wo- 
nach im Einnahmenteil eine Linie geschaffen 
wird, der die gesamten Beteiligungen zuflie- 
ßen; im Ausgabenteil werden die entspre- 
chenden Mittel nach Maßgabe der Bestim- 
mungen von Artikel 125 bei den betreffenden 
Linien eingesetzt. In den Erläuterungen zu 
diesen Linien können „p. m." die voraussicht- 
lichen Beträge angegeben werden; 

b) wird der Antrag auf Beteiligung dagegen im 
Laufe des Haushaltsjahres gestellt, so unter- 
breitet die Kommission — sofern die Beteili- 
gung ihrer Auffassung nach im Interesse der 
Gemeinschaft liegt — der Haushaltsbehörde 
einen entsprechenden Genehmigungs Vor- 
schlag. Wird dieser Vorschlag weder vom Rat 
— mit qualifizierter Mehrheit — noch vom 
Europäischen Parlament — mit absoluter 
Mehrheit — binnen einer Frist von vier Wo- 
chen abgelehnt, so gilt er als angenommen. 

Artikel 125 

Aufgrund der in Artikel 124 genannten Beteili- 
gungen können im Rahmen der Ausführung des 
Haushaltsplans nach folgenden Modalitäten zu- 
sätzliche Mittel bereitgestellt werden: 

— Einsetzung von Verpflichtungsermächtigun- 
gen in Höhe der festgestellten Forderungen 
der Gemeinschaft; 
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— Einsetzung von Zahlungsermächtigungen in 
Höhe der tatsächlich vereinnahmten Beträge. 

Artikel 126 

Bei den in Artikel 124 genannten Beteiligun- 
gen handelt es sich um zweckgebundene Ein- 
nahmen im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 zweiter 
Unterabsatz. 

Es werden alle erforderlichen Vorkehrungen ge- 
troffen, um eine getrennte buchmäßige Behand- 
lung der gemäß Artikel 125 bereitgestellten Mit- 
tel zu gewährleisten. 

ABSCHNITT II 

Bestimmungen für die im Rahmen des 
Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum vorgesehenen 
Beteiligungen 

Artikel 127 

Im Haushaltsplan werden die Beteiligungen 
der EFTA-Länder im Wege der folgenden Struk- 
tur erfaßt: 

a) Im Einnahmenteil wird eine Haushaltslinie 
geschaffen, der der Globalbetrag dieser Be- 
teiligungen für das betreffende Haushaltsjahr 
zufließt. Der voraussichtliche Betrag wird 
„z. I." angegeben; 

b) im Ausgabenteil: 

— wird in den Erläuterungen zu jeder Haus- 
haltslinie, die Gemeinschaftsaktivitäten 
mit EFTA-Beteiligung beinhaltet, „z.I." 
die Höhe der vorgesehenen Beteiligung 
vermerkt; 

— werden in einem Anhang — der fester Be- 
standteil des Haushaltsplans ist — alle Li- 
nien mit Beteiligung der EFTA-Länder 
aufgeführt. 

Dieser Anhang stellt das technische In- 
strument für die förmliche Einsetzung der 
diesen Beteiligungen entsprechenden 
Mittel — nach Maßgabe der Bestimmun- 
gen von Artikel 128 — sowie für die Aus- 
führung der diesbezüglichen Ausgaben 
dar. 

Artikel 128 

Gemäß Artikel 82 des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum werden die der 
jährlichen Beteiligung der EFTA-Staaten ent- 
sprechenden Beträge — sobald diese der Kom- 
mission nach dem Verfahren des Artikels 1 Abs. 5 
des Protokolls 32 vom Gemischten Ausschuß be- 
stätigt wurden — sofort zu Beginn des Haus- 
haltsjahres in voller Höhe als Mittel für Ver- 
pflichtungen und Mittel für Zahlungen einge- 
setzt. 


Artikel 129 

1. Werden die Mittel der Haushaltslinien, bei 
denen die EFTA-Staaten beteiligt sind, im 
Laufe des Haushaltsjahres — entweder im 
Wege eines Berichtigungs- und Nachtrags- 
haushaltsplans oder durch Mittelübertragun- 
gen — aufgestockt, ohne daß die EFTA-Staa- 
ten in der Lage wären, während des betreffen- 
den Haushaltsjahres ihre Beiträge nach Maß- 
gabe des „Proportionalitätsfaktors" gemäß Ar- 
tikel 82 des EWR-Abkommens entsprechend 
anzupassen, so ist die Kommission befugt, den 
EFT A- Anteil vorübergehend aus Kassenmit- 
teln vorzufinanzieren, um so eine reibungs- 
lose Abwicklung der Ausgaben für die betref- 
fenden Maßnahmen zu gewährleisten. 

2. Die Vorfinanzierung ist möglichst umgehend, 
vorzugsweise im Rahmen des Haushaltsplans 
des Jahres n + 1, spätestens jedoch n + 2, abzu- 
rechnen. 

Artikel 130 

Abweichend von den Bestimmungen des Arti- 
kels 58 Abs. 2 über die Auftragsvergabe werden 
Ausschreibungen in allen Mitgliedstaaten sowie 
in allen EFTA-Staaten veröffentlicht, sofern sie 
Ausgaben zu Lasten von Haushaltslinien mit 
EFTA-Beteiligung beinhalten. 

Artikel 131 

1. Gemäß Artikel 4 Abs. 2 zweiter Unterabsatz 
dritter Gedankenstrich handelt es sich bei den 
Finanzbeiträgen der EFTA-Länder um zweck- 
gebundene Einnahmen; es sind daher alle er- 
forderlichen Vorkehrungen zu treffen, um 
eine getrennte buchmäßige Erfassung der 
vereinnahmten Beteiligungen sowie der ent- 
sprechenden Haushaltsmittel zu gewährlei- 
sten. 

2. Die Bestimmungen von Artikel 7 Abs. 4 und 
Artikel 26 Abs. 9 finden auf die in Absatz 1 ge- 
nannten Beteiligungen Anwendung. 

3. Im Rahmen des Vierteljahresberichts, den die 
Kommission gemäß Artikel 34 vorzulegen hat, 
ist der Ausführungsstand der Einnahmen und 
Ausgaben im Zusammenhang mit den EFTA- 
Beteiligungen gesondert auszuweisen. 

Artikel 132 

Die Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben 
im Zusammenhang mit den Beteiligungen der 
EFTA-Staaten erfolgt unter Einhaltung der Be- 
stimmungen des EG-Vertrags und der Vorschrif- 
ten dieser Haushaltsordnung sowie nach Maßga- 
be der Verordnungen, die für die in Artikel 78 
des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum und im Protokoll 31 zu diesem Ab- 
kommen aufgeführten Bereiche gelten." 

41. Titel XI wird zu Titel XII. 

42. Artikel 124 wird Artikel 133. 
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43. Es wird folgender Teil II eingefügt: 

„Bestimmungen 

für die Anleihe- und Darlehensoperationen 
der Europäischen Gemeinschaften 

Artikel 134 

Die Kommission legt gleichzeitig mit dem 
Vor ent Wurf des Haushaltsplans im Sinne von Ar- 
tikel 13 ein Dokument über sämtliche Anleihe- 
und Darlehensoperationen vor. 

Artikel 135 

Das in Artikel 134 genannte Dokument um- 
faßt: 

— eine detaillierte Übersicht über die Anleihe- 
und Darlehenspolitik, 

— Angaben über: 

— die laufenden Kapitaltransaktionen und 
den Schuldendienst, 

— die Kapitaltransaktionen und den Schul- 
dendienst für das betreffende Haushalts- 
jahr, 

sowie 

— eine Schätzung der vom Gesamthaushalts- 
plan übernommenen Risiken in bezug auf Ka- 
pital und Zinsen für die künftigen Haushalts- 
jahre. 

Artikel 136 

Der Rat und das Europäische Parlament äu- 
ßern sich im Rahmen des Haushaltsverfahrens zu 
den Anleihe- und Darlehensoperationen, und 
zwar insbesondere im Lichte der Bestimmungen 
der jedem der betreffenden Instrumente zugrun- 
deliegenden Basisrechtsakte. 

Die Kommission trägt dem weitestgehend Rech- 
nung. 

Artikel 137 

Die Kommission erstattet dem Rat und dem 
Europäischen Parlament zweimal im Jahr Be- 
richt über den Stand der Haushaltsgarantien und 
der entsprechenden Risiken. 

Diese Informationen werden gleichzeitig dem 
Rechnungshof übermittelt. 

Artikel 138 

Die Haushaltsrechnung und die Vermögens- 
übersicht im Sinne der Artikel 78 und 81 enthal- 
ten eine Aufstellung über die Kapitaltransaktio- 
nen und den Schuldendienst, aus der folgendes 
ersichtlich wird: 

— die Höhe der gewährten Darlehen, 

— die Höhe der Rückzahlungen auf die aufge- 
nommenen Anleihen und die Anleihekosten, 

— die Höhe der Anleihen, 


— die Höhe der Rückzahlungen auf das Kapital 
und die Zinsen der Darlehen. 

Artikel 139 

Die Verhandlungen über die Anleihekonditio- 
nen werden unter optimaler Berücksichtigung 
der Gemeinschaftsinteressen nach Maßgabe der 
Lage auf den Kapitalmärkten und gemäß den 
Vorschriften für die Laufzeit und die sonstigen 
finanziellen Modalitäten der entsprechenden 
Darlehensanträge geführt. 

Artikel 140 

1. Der Finanzkontrolleur der Kommission hat 
die Aufgabe, die Abwicklung der Anleihe- 
und Darlehensoperationen nach Maßgabe der 
der Kommission gegenüber jedem Instrument 
obliegenden Zuständigkeiten zu überwachen. 
Zu diesem Zweck prüft er insbesondere fol- 
gende Aspekte: 

— Übereinstimmung der Operationen mit 
den Basisvorschriften, 

— Risikobewertung, 

— gegebenenfalls Berechnung der Zinszu- 
schüsse, wenn diese aus dem Gesamthaus- 
haltsplan finanziert werden, 

— Einhaltung des Grundsatzes der Wirt- 
schaftlichkeit der Haushaltsführung. 

2. Damit der Finanzkontrolleur der Kommission 
seine Aufgaben auf diesem Gebiet uneinge- 
schränkt wahrnehmen kann, 

— hat er manuellen oder rechnergestützten 
Zugang zu allen Daten, Schriftstücken, Bü- 
chern, Verzeichnissen, Schreiben, Konto- 
auszügen oder EDV-Unterlagen im Zu- 
sammenhang mit den Anleihe- und Darle- 
henstransaktionen, 

— ist er befugt, Kontrollen vor Ort durchzu- 
führen oder sich daran zu beteiligen." 

44. Titel XII wird zu Teil III „Übergangs- und 
Schlußbestimmungen". 

45. Artikel 125 wird Artikel 141. 

46. Artikel 126 wird Artikel 142. Die Verweisung auf 
diesen Artikel in den Artikeln 22, 23, 24, 25, 28, 29, 
36, 37, 38, 41, 45, 46, 49, 53, 54, 65, 66, 70, 75, 94, 97 
und 123 wird entsprechend angepaßt. 

47. Artikel 127 wird Artikel 143. 

48. Artikel 128 wird Artikel 144 und wie folgt geän- 
dert: 

a) Im Anfangssatz wird die Angabe „in Arti- 
kel 126" durch die Angabe „in Artikel 142" 
und die Angabe „für die Artikel 58, 60, 62, 63" 
durch die Angabe „für die Artikel 59, 60, 63, 
64 a" ersetzt; 

b) unter dem ersten Gedankenstrich wird die 
Angabe „Artikel 58" durch die Angabe „Arti- 
kel 59" und der Ausdruck „freihändige Ver- 
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gäbe" durch den Ausdruck „Vergabe ohne 
Ausschreibung" ersetzt; 

c) der zweite Gedankenstrich wird zum dritten 
Gedankenstrich, und die Angabe „Artikel 60" 
wird durch die Angabe „Artikel 63" ersetzt; 

d) der dritte Gedankenstrich wird zum vierten 
Gedankenstrich, die Angabe „Artikel 62" 
wird durch die Angabe „Artikel 64 a" ersetzt, 
und der Ausdruck „obligatorische Sicher- 
heitsleistung" wird durch die Worte „für Bau- 
aufträge" ergänzt; 

e) der vierte Gedankenstrich wird zum zweiten 
Gedankenstrich, und die Angabe „Artikel 63" 
wird durch die Angabe „Artikel 60" ersetzt; 

f) unter dem fünften Gedankenstrich erste Ein- 
rückung wird der Ausdruck „freihändige Ver- 
gabe" durch den Ausdruck „Vergabe ohne 
Ausschreibung" ersetzt; 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


g) unter dem fünften Gedankenstrich letzte Ein- 
rückung wird die Angabe „Artikel 58" durch 
die Angabe „Artikel 59" ersetzt. 

49. Artikel 129 wird Artikel 145. 

50. Artikel 130 wird Artikel 146. 

51. Artikel 131 wird Artikel 147. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab . . . 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Bericht der Abgeordneten Karl Diller und Hans-Werner Müller (Wadern) 


Die in der Drucksache wiedergegebene EG-Vorlage 
— Rats-Dok. Nr. 8595/92 — wurde dem Haushalts- 
ausschuß mit Schreiben der Präsidentin vom 9. No- 
vember 1992 gemäß § 93 der Geschäftsordnung zur 
federführenden Beratung und dem EG -Ausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

1. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der EG-Ausschuß hat in seiner 26. Sitzung am 13. Ja- 
nuar 1993 von dem Vorschlag der Kommission 
Kenntnis genommen. 


2. Ausschußempfehlung 

Zur Vorbereitung der Beschlußfassung des Haus- 
haltsausschusses hat der Unterausschuß zu Fragen 
der EG des Haushaltsausschusses die Vorlage in sei- 
ner Sitzung am 9. Dezember 1992 beraten und dabei 
dem Haushaltsausschuß die in dieser Vorlage wie- 
dergegebene Beschlußempfehlung empfohlen, der 
sich der Haushaltsausschuß in seiner Sitzung am 
10. Februar 1993 einvernehmlich angeschlossen hat. 

Soweit der von der Kommission vorgelegte zu- 
sammenfassende Vorschlag zur Revision der 
Haushaltsordnung von überwiegend technischer 
oder redaktioneller Natur ist und die Bestimmungen 
des Vertrags über die Europäische Union und des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum Umsetzen, hat der Unterausschuß zu Fragen 
der EG keine Bedenken gegen die vorgesehenen Re- 
gelungen erhoben. 

Den Vorschlag der Kommission zu den Bestimmun- 
gen über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
hat der Unterausschuß grundsätzlich begrüßt. Der 
Kommissionsvorschlag nimmt in Artikel 1 Nr. 3.2 des 
Änderungsvorschlags lediglich Bezug auf das Subsi- 
diaritätsprinzip im engeren Sinne gemäß Artikel 3 b 
Abs. 2 EGV. Darüber hinaus sind jedoch alle Maß- 
nahmen aufgrund der ausschließlichen sowie nicht- 
ausschließlichen Gemeinschaftszuständigkeit im 
Hinblick auf das Prinzip der Einzelermächtigung 
und das Prinzip der Erforderlichkeit zu überprüfen. 
Das Prinzip der Erforderlichkeit einer Maßnahme 
nach Artikel 3b Abs. 3 EGV beinhaltet die Prüfung 
der Intensität der vorgeschlagenen Regelung. Der 
Grad der Intensität einer Maßnahme wirkt sich auch 
auf die Höhe der bereitzustellenden Mittel aus und 
sollte von der Kommission im Finanzbogen begrün- 
det werden. Der Kommissionsvorschlag sollte daher 


auch auf das Prinzip der Einzelermächtigung und 
das Prinzip der Erforderlichkeit Bezug nehmen. 

Daher ist die Bezugnahme auf „Abs. 2" EGV in Arti- 
kel 1 Nr. 3.2 im ersten Absatz des Änderungsvor- 
schlags zu streichen. 

Der Unterausschuß hat die von der Kommission vor- 
geschlagenen Änderungen zur neuen Darstellung 
der Anleihe- und Darlehensoperationen, die auf eine 
größere Transparenz und verstärkte Unterrichtung 
der Haushaltsbehörde abzielen, grundsätzlich be- 
grüßt. Die Notwendigkeit des Artikels 136 des Ände- 
rungsvorschlags hat der Unterausschuß nicht gese- 
hen, da Rat und EP, falls erforderlich, von sich aus zu 
den Anleihe- und Darlehensoperationen im Haus- 
haltsverfahren Stellung nehmen können. 

Der Unterausschuß hat den Kommissionsvorschlag 
zur Verwendung der ECU bei der Ausführung des 
Haushalts zwar grundsätzlich begrüßt, jedoch seine 
bereits zu dem von der Kommission am 21. Dezem- 
ber 1988 vorgelegten Revisionsvorschlag geäußerte 
kritische Haltung zur Einführung der ECU bekräf- 
tigt. Der Unterausschuß hat sich dabei ausdrücklich 
der Haltung der Bundesregierung angeschlossen 
und insbesondere herausgestellt, daß die Bestim- 
mungen zur Wirtschafts- und Währungsunion nicht 
für den Vorschlag der EG -Kommission sprächen, bei 
der Ausführung des EG-Haushalts bereits ab 1. Ja- 
nuar 1993 generell die ECU zu verwenden. Die Ein- 
führung der einheitlichen europäischen Währung 
sei erst zu einem noch nicht festgelegten Zeitpunkt 
in der Endstufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
vorgesehen. Eine frühere Verwendung der ECU bei 
der Ausführung des EG-Haushalts ließe sich auch 
nicht mit dem Hinweis auf eine Erleichterung der 
ECU- Verwendung begründen. Zwar weise der Ver- 
trag über die Europäische Union dem zum 1. Januar 
1994 zu errichtenden Europäischen Währungsinsti- 
tut die Aufgabe zu, die Verwendung der ECU zu er- 
leichtern und ihre Entwicklung zu überwachen. Je- 
doch gehe es aber ausschließlich darum, rechtliche 
und andere Hemmnisse der ECU- Verwendung abzu- 
bauen. Die Entwicklung der ECU müsse daher den 
Marktkräften überlassen bleiben. Die Kommission 
und die Mitgliedstaaten könnten diese Entwicklung 
aber begünstigen, indem sie ihre Bemühungen zur 
Förderung der Konvergenz in der Gemeinschaft ver- 
stärkten und so zu einer stabilen ECU beitrügen. 
Auch die von der Kommission angeführten haus- 
haltstechnischen Gründe überzeugten nicht, da das 
Wechselkursrisiko vom EG-Haushalt auf die Emp- 
fänger verlagert würde. 


Bonn, den 10. Februar 1993 


Karl Diller Hans-Werner Müller (Wadern) 

Berichterstatter 
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